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BILDUNG FÜR ALLE DER JOBTAUSCH CAMPUS FÜR ICT-TALENTE ENTGELT FÜR ENGAGEMENT GESUNDHEITSDATENBANK

An den Universitäten
hat die Digitalisie­
rung längst Einzug
gehalten. Vorlesun-
gen grosser Studien-
gänge werden als 
Videopodcast auf-
gezeichnet. Da knüpft
Corina Liebi an. Die

23-jährige Studentin möchte diese 
Podcasts einem breiteren Publikum zu-
gänglich machen. Wer Steuern zahlt 
und damit Forschung und Lehre mit­
finanziert, soll auch vom universitä­
ren Angebot Gebrauch machen kön­
nen, findet Liebi, die für die GLP poli-
tisiert. Bildung für alle, verfügbar auf 
einer Onlineplattform. So könnten sich 
viele Leute niederschwellig Wissen an-
eignen, und jungen Menschen würde 
die Wahl des Studienfachs erleichtert – 
indem sie einen umfassenden Einblick 
in verschiedene Angebote erhielten.

Pendeln – ein Dauer-
brenner unter den Dis-
kussionsthemen in der
Schweiz. Viele Leute
pendeln zur Arbeit, 
nur ganz wenige tun
es gern. Sylvia Löwes
Idee könnte zu einer
Reduktion der Pend­

lerströme und ­zeiten führen. Die 32-
jährige Social-Media-Managerin setzt 
sich für eine Jobplattform ein, welche 
die Arbeitsplatzverteilung optimieren 
soll. «Sweer – Swap Your Career» funk-
tioniert so: Wer täglich zur Arbeit pen-
delt, sucht auf der Plattform nach einer 
Person mit ähnlichem Stellenprofil. 
Falls geografisch gesehen sinnvoll, 
tauschen die beiden ihre Stellen und 
haben fortan einen kürzeren Arbeits­
weg zurückzulegen. «Die Jobsicherheit 
bleibt, die Pendelzeit wird reduziert», 
erklärt Sylvia Löwe.

Rolf Schaub ist Schul-
leiter Informatik – sei-
ne Idee setzt wenig
überraschend direkt 
in den Bildungsinsti-
tutionen an. Der 58­
Jährige wünscht sich
eine gezielte Förde­
rung von Informatik­

talenten auf dem Sekundarschul­
niveau. Schaub führt ein Unternehmen, 
das auf das Scouting solcher Talente 
und deren Schulung spezialisiert ist. 
Nach seiner Vision würden geeignete 
Schülerinnen und Schüler in der Regel-
schule gescoutet und dann bis zum 
Ende der obligatorischen Schulzeit 
auf einem Campus gefördert. Wichtig 
ist Rolf Schaub dabei eine national 
flächendeckende Verbreitung – und 
ein ausgewogenes Geschlechter­
verhältnis. Die Hälfte der Geförderten 
sollen Mädchen sein.

Die Digitalisierung
beschäftigt in in­
tensivem Mass den
Arbeitsmarkt und da­
rin die (Un)sicherheit
vieler Stellen. Daniel
Stegmann ist über-
zeugt, dass künstliche
Intelligenz mehr Jobs

verschwinden lässt, als sie neue schafft. 
Der 38­jährige Projektleiter Kommu­
nikation plädiert aus diesem Grund 
für ein in der Verfassung festge­
schriebenes Grundeinkommen – kein 
bedingungsloses. Es lässt sich vielmehr 
«durch Tätigkeiten verdienen, die heute 
oft unentgeltlich geleistet werden». 
Also gemeinnützige Tätigkeiten in Ver-
einen, in Kultur, Sport und im sozialen 
Bereich. Wer anderen hilft, soll finanziell
profitieren. Über eine digitale Plattform, 
so sieht es Stegmann vor, finden Stel-
lensuchende passende Angebote.

«Gesundheitsdaten
sollen kein Markt
sein», findet Iwan 
Studer. Der 47-Jährige
ist ICT-Projektleiter 
bei den städtischen
Gesundheitsdiensten
der Stadt Zürich und
wünscht sich E-Health

als Avatar: Gesundheitliche Daten 
sollen ein Gesicht und damit Indivi­
dualität erhalten. Um den Datenschutz 
zu wahren, sieht Studer eine Verschlüs-
selung mittels Blockchain-Technologie 
vor. Es handelt sich also um eine Art 
Hochsicherheitsdatenbank für Ge­
sundheitszwecke. Davon würden alle 
profitieren, glaubt Studer. Einzelperso-
nen, deren Daten sicher abgelegt sind. 
Die Dienstleister, welche umfassendere 
Informationen erhalten. Und die For-
schung, die die Daten anonymisiert für 
ihre Zwecke verwenden kann. Texte: lsi

Jobst Wagner. «Es treten dabei
hauptsächlich gesellschaftliche
Aspekte hervor. Wir wollen keine
Digitalisierungspolitik betreiben,
sondern Dinge anpacken, welche
die Menschen direkt und konkret
betreffen.»

Ein Blick auf die vergangenen
Siegerprojekte zeigt, dass aus dem

Wunschschloss durchaus mehr
entstehen kann als nur eine reali-
tätsferne Vision. Die Premieren-
siegerin Susanna Fassbind hat mit
dem Verein Kiss das Zeitgut-
schriftenmodell entwickelt, heute
ist es etabliert: Wer bedürftigen
Menschen im Alltag hilft, erhält
die aufgewendete Zeit gutge-

schrieben – und darf diese später
selbst in Anspruch nehmen.

Rund um die Welt
Der letztjährige Gewinner Robin
Röösli durfte seine Idee gar Bun-
desrat Johann Schneider-Am-
mann präsentieren. Röösli setzt
sich für internationale Projekte

und kulturellen Austausch in der
Berufslehre ein – ähnlich wie dies
auf Hochschulniveau Realität ist.
Laut Wagner befindet sich Röösli
heute in stetem Austausch mit
interessierten Unternehmen. Er
sei auch bereits im Ausland ge-
wesen, um allfällige Kooperatio-
nen zu prüfen.

In der Politik haben es Ideen
aus der Zivilgesellschaft schwer.
Wunschschloss versucht dies zu
ändern: Die Siegerin oder der Sie-
ger wird die Generalsekretäre al-
ler grossen Parteien treffen. Zum
Gewinnerpreis gehört ausserdem
ein Ticket für einen Flug rund um
die Welt. Lukas Siegfried

UMVERTEILUNG VIA STEUERN PRO PARTIZIPATION GEGEN DIE LANDFLUCHT IT-INTEGRATION DIGITALE GEMEINSCHAFT

Eigentlich wäre genug
für alle da, man müss-
te die Mittel nur richtig
verteilen. Eine ge-
sicherte Grundver-
sorgung für jeden Bür-
ger und jede Bürgerin
ist die Idee von Hugo
Beck. Er sieht in der di-

gitalen Welt eine Chance für den Sozial-
staat. Der Informatiker im Ruhestand 
fordert ein dynamisches Grundein­
kommen, welches auf einer veränder­
ten Steuerarchitektur basiert: Mikro-
steuern auf Finanztransaktionen, eine 
Luxus klassierende Konsumsteuer und 
strikt zweckgebundene Lenkungsab-
gaben. Dies soll eine «Echtzeitbeteili­
gung aller Bürger an wirtschaftlichem 
Erfolg – und Misserfolg» ermöglichen. 
Belohnen möchte der 67-jährige Start-
up-Unternehmer Engagements in Wirt-
schaft, Gesellschaft und Weiterbildung.

«Nichts Geringeres
als eine Revolution
der direktdemo­
kratischen Mit­
bestimmung» fordert
Ronya Alev. Die 24-
jährige vom Forum 
für Aussenpolitik
möchte eine Crowd-

sourcing-Plattform ins Leben rufen, um 
die politische Partizipation in der Be-
völkerung zu stärken. Diese Plattform 
nennt sich «Policy Kitchen», soll offen 
für alle sein und als Sammelbecken 
für Ideen dienen, welche dann an die 
Politik übergeben werden. Alev möch-
te so «die Mitbestimmung wieder at-
traktiver machen». Wichtig ist ihr auch 
die internationale Ebene: Sie sieht 
in ihrer Vision grenzüberschreitende 
Kollaborationen vor und möchte damit 
die direkte Demokratie auch im Ausland 
fördern.

Digitale Möglichkeiten
nutzen, ohne die Vor-
züge des Analogen 
zu vernachlässigen.
Das ist der Grund-
gedanke hinter der
Idee von Géraldine 
Danuser, die sie 
«Dorfplatz 21» nennt.

Im Kern geht es der 23­jährigen Jus­
studentin darum, lokale Strukturen 
zu stärken. Im physischen Dorfkern 
treffen sich Menschen zum Arbeiten, 
Kaffeetrinken oder um Dienstleistungen 
zu beziehen – auch eine Kita hätte Platz. 
Dabei sieht Danuser die Nutzung einer 
leer stehenden Liegenschaft vor. Auf 
virtueller Ebene soll der digitale Dorf­
platz die lokale Vernetzung und Kom­
munikation stärken. Danuser wünscht 
sich, damit das Gemeinschaftsgefühl 
in einer Region zu stärken und damit 
der Abwanderung entgegenzuwirken.

Die Zukunft gehört
den Programmierern,
und davon werden
hierzulande zu wenige
ausgebildet. Der
Unternehmer Chris-
tian Hirsig sieht 
in Flüchtlingen das
Potenzial, diese Lücke

zu füllen. Denn viele von ihnen seien 
gut gebildet. «Was wäre, wenn wir 
Flüchtlinge zu Digitalisierungshelfern 
ausbilden?», fragt der 38­Jährige. 
Er wünscht sich, Immigration verstärkt 
als Chance und weniger als Risiko zu be-
trachten. In Form von IT-Praktika und 
Coding-Bootcamps sollen Geflüchtete 
ausgebildet und gleichzeitig deren 
soziale Integration gefördert werden, 
so Hirsigs Idee. Überdies trage diese 
Lösung zum Wirtschaftswachstum 
bei und verringere den Druck auf 
die Sozialhilfe.

Der Psychologe Tobias
Krieger sorgt sich um
die Folgen von Ein-
samkeit. Eine Studie
zeige, dass «an­
dauernd gefühlte
Einsamkeit sogar
‹tödlicher› sein kann
als langjähriges 

Rauchen». Krieger hält fest, dass für Be-
troffene eine hohe Hemmschwelle be-
stehe dabei, über ihr Alleinsein zu spre-
chen. Deshalb plädiert der 37-Jährige 
für eine digitale Plattform namens 
«Gemeins-App», die mit verschiedenen 
Funktionen Abhilfe schaffen kann. 
Kriegers Ziel ist es, dass Betroffene 
ein Gemeinschaftsgefühl erfahren 
und so ihrer Einsamkeit entkommen. 
Wenn Akteure aus Politik, Wirtschaft 
und Wissenschaft zusammenarbeite-
ten, dann könne eine «einzigartige, in-
novative Plattform» entstehen.

Zehn Ideen für die digitale Zukunft

«Innovative Ideen und Lösungs-
ansätze für die Schweiz der Zu-
kunft entwickeln», so umschreibt
Jobst Wagner das Ziel des Pro-
jekts Wunschschloss. Der Unter-
nehmer, Präsident und Mitin-
haber der Rehau-Gruppe in Muri
ist Mitinitiant des Anlasses, der
dieses Jahr zum vierten Mal statt-
findet. Und er steht hinter der
Stiftung Strategiedialog, welche
Wunschschloss gemeinsam mit
dem Swiss Venture Club, einem
KMU-Netzwerk mit rund drei-
tausend Mitgliedern, durchführt.

Im Schloss Thun dürfen die
zehn kreativsten und gewieftes-
ten Köpfe ihre Projekte morgen
Abend präsentieren. Alle Ideen
drehen sich um die Frage, wie Di-
gitalisierung für alle Menschen
eine Chance sein kann. «Es be-
steht in der Schweiz noch Bedarf,
sich stärker mit der Thematik
auseinanderzusetzen», begrün-
det Wagner die Wahl. Eine Fach-
jury aus Wirtschaft, Wissen-
schaft, Literatur und Journalis-
mus hat die Finalistinnen und
Finalisten ausgewählt. Morgen
entscheiden dann allein die
150 Gäste im Publikum, wer den
Wettbewerb gewinnt.

Nahe an den Menschen
Wie der Expertenkreis sind auch
die Finalteilnehmer: bunt durch-
mischt. Vier Frauen und sechs
Männer, zwischen 23 und 67 Jah-
re alt, aus verschiedenen Be-
reichen stammend, haben sich für
die Endausmarchung qualifiziert
(vgl. Texte unten). «Es sind alles
hochspannende Ideen», freut sich

WUNSCHSCHLOSS Der 
Ideenwettbewerb findet 
heuer zum vierten Mal statt. 
Morgen wird im Schloss Thun 
das Gewinnerprojekt gekürt.
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«Was die anderen machen, ist nicht vertrauensbildend»

Frau Moser, welche Reaktionen 
erhielten Sie auf Ihre europäi-
sche Liebeserklärung, die Sie 
am Samstag vor den Delegierten 
der GLP gehalten haben?
Tiana Moser: Fast ausnehmend
positive. Der Tenor: Endlich sagt
es mal jemand. Nach der absur-
den Eskalationsspirale in diesem
Sommer war es der richtige Zeit-
punkt, um unsere bisherige Hal-
tung wieder neu ins Gedächtnis
zu rufen. Bis vor ein paar Jahren
gab es in der Schweiz eine breite
Allianz, die gegen den konserva-
tiven Isolationismus der SVP an-
gekämpft hat. Davon ist heute
nichts viel übrig. Die SP hat sich
gemeinsam mit den Gewerk-
schaften aus der Diskussion ver-
abschiedet, CVP und FDP sind
eingeknickt.
Sie sagen, es war der «richtige 
Zeitpunkt». Wie viel Taktik 
steckt in Ihrem Bekenntnis?
Es ist unsere volle Überzeugung!
Wir wollen die Bilateralen wei-
terentwickeln. Ohne Weiterent-
wicklung veralten die ursprüng-
lichen, statischen Abkommen.

Ohne Weiterentwicklung können
wir keine neuen Abkommen
mehr abschliessen. Aus staats-
politischen Gründen würde ich
mir wünschen, dass sich die alte
Allianz wieder zusammenfindet.
Im Moment sind da nur wir.
Also doch Taktik.
Nein! Taktisch handeln die an-
deren Parteien, die auch vom
konservativen, isolationistischen
Kurs profitieren wollen, der gera-
de in Europa einen Aufschwung
erlebt. Nicht nur rechts, auch
links. Und das schwappt jetzt lei-
der in die Schweiz. Sachpolitisch
lässt sich die Entscheidung der
anderen Parteien nicht recht-
fertigen. Die beschäftigen sich
fast ausschliesslich damit, die Be-
ziehungen zur EU schlechtzu-
reden. Und überlegen sich offen-
sichtlich nicht, wie unsere Rea-
lität ohne diese Abkommen aus-
sehen würde.
Das ist jetzt etwas einseitig. 
Die EU bockt doch genauso.
Man hat sich in vielen Bereichen
gefunden, die Verhandlungen
zum Rahmenabkommen sind
weit fortgeschritten. Am Schluss
von solchen Verhandlungen blei-
ben immer die Knacknüsse. Das
löst man nicht auf, indem man
dogmatisch auf einzelnen Punk-
ten beharrt und damit das Schei-

tern der gesamten Verhandlun-
gen riskiert, so wie das Gewerk-
schaften jetzt mit der SP tun.
Also will die GLP die flankieren-
den Massnahmen opfern?
Wir stehen zu Lohnschutzmass-
nahmen. Wir sind aber bereit,
Lösungen zu suchen, die vom
heutigen System abweichen.
Gerade bei der 8-Tage-Regel
gibt es Optimierungsmöglich-
keiten. Niemand will in der
Schweiz den Lohnschutz mate-
riell aushöhlen. Der Bundesrat
soll jetzt ohne gewerkschaftliche
Denkverbote Lösungen suchen
können.
Die technische Frage ist das 
eine. Entscheidender ist, ob 
die Lohnschutzmassnahmen 
vom Europäischen Gerichtshof 
(EuGH) kontrolliert werden.
Ganz ehrlich: Das ist der falsche
Moment, um Einzelaspekte zu
diskutieren. Wir werden das be-
urteilen, wenn das gesamte Ab-
kommen vorliegt. Dann machen
wir eine Gesamtabwägung.
Es ist doch kein Detail, ob 
die Lohnschutzmassnahmen 
vom EuGH kontrolliert werden.
Ja. Aber konkret beurteilen lässt
sich das erst, wenn wir wissen,
was der EuGH kontrollieren soll.
Abgesehen davon ist der EuGH
für mich kein Feindbild.

Versuchen wir es bei anderen 
Details: Was halten Sie von 
der Unionsbürgerschaft? 
Meines Wissens wird die Unions-
bürger-Richtlinie als Gesamtes
nicht Teil des Resultats sein.
Und wenn das doch der Fall 
wäre?
Ich mache keine Politik im Kon-
junktiv. Wir werden eine Ge-
samtabwägung  des Verhand-
lungsresultats vornehmen.
Sie möchten «mehr Europa

wagen». Doch wenn es konkret 
wird, kneifen Sie.
Nein. Wir wollen die Weiter-
entwicklung der Bilateralen und
damit das Rahmenabkommen.
Leider bearbeiten wir alles im
Konjunktiv. Seit Jahren.
Bei einem schnell verhandelten 
Abkommen ist die Wahrschein-
lichkeit einer Niederlage an der 
Urne gross. Wäre der Schaden so 
nicht viel grösser, als wenn man 
noch etwas zuwartet?
Nein. Ich bin der Überzeugung,
dass man mit der Bevölkerung
einen offenen Dialog über unsere
Beziehungen zur EU führen
muss. «Lieber ein gutes Resultat
als ein schnelles» ist eine Leer-
formel. Die anderen Parteien
wollen aus wahltaktischen Grün-
den nicht darüber reden! So wer-
den wir nie eine Abstimmung ge-
winnen. Sie haben mich zu Ein-
zelaspekten gefragt, von denen
das Resultat noch nicht vorliegt.
Erst damit kann man den Dialog
mit der Bevölkerung beginnen.
Was die anderen Parteien ma-
chen, ist nicht vertrauensbildend.
Sie schieben das ganze Thema
vor sich her, als wäre es irgend-
eine Nebensächlichkeit. Man darf
keine Angst vor dieser Diskussion
haben. Man muss sie führen.
Jetzt. Interview: Philipp Loser

PARLAMENT Fraktionschefin 
Tiana Moser versucht, ihre 
Grünliberalen als letzte pro-
europäische Kraft im Land 
zu positionieren.

Tiana Moser, GLP-Fraktionschefin 
im Bundeshaus. Foto: Keystone

Ab durch die Mitte

Als das Parlament um die Um-
setzung der Zuwanderungsinitia-
tive gerungen hat, war ihm die
Aufmerksamkeit der Medien si-
cher. Das wusste auch Gerhard
Pfister, der seine CVP öffentlich-
keitswirksam auf eine schärfere
Umsetzung des Gesetzes trimm-
te. Die konservative Allianz mit
der SVP hat seit 2015 in gesell-
schaftspolitischen Fragen an Be-
deutung gewonnen. Ganz anders
in der Sozialpolitik. Beispiel Al-
tersvorsorge 2020: Als die Be-
fürworter im Nationalrat auf ge-
nau 101 Stimmen kamen, um die
nötige Mehrwertsteuererhöhung
durch den Nationalrat zu brin-
gen, verdankten sie das BDP, GLP
– und CVP. Mitte-links trium-
phierte.

Die Etiketts Mitte, Mitte-links
und Mitte-rechts variieren je
nach Politikbereich. Das zeigen
diese Beispiele. Und das bestätigt
eine Analyse, die das Institut für
Politikwissenschaft der Univer-
sität Zürich für diese Zeitung
durchgeführt hat. Um die politi-
sche Positionierung anhand von
Themen auszuwerten, haben Lu-
cas Leemann und Garret Binding
sämtliche Abstimmungen der
ersten Hälfte der laufenden Le-
gislatur analysiert.

Ringen um Positionierung
An den Polen sind die Verhältnis-
se klar. Die SVP ist über alle Be-
reiche hinweg mit Abstand die am
weitesten rechts stehende Frak-
tion. Auf der Gegenseite steht die
SP und in der Aussenpolitik die
Grünen am linken Rand. Doch
dazwischen ist das Bild dyna-
misch. Während die FDP in vielen
Bereichen allein rechts der Mitte
steht, positioniert sie sich in der
Sicherheits- und Staatspolitik
ähnlich wie die CVP. Es sind The-
men wie die Ausländerpolitik,

aber auch Armeefragen, in denen
ein beträchtlicher Teil der CVP
konservativer stimmt als in sozia-
len Fragen und Finanzthemen,
wo die Fraktion eine Position
am linken Rand der Mitte ein-
nimmt.

Die CVP ringt seit längerem
mit ihrer Positionierung. Steht
sie in einer christlichsozialen
Tradition? Oder vielmehr in
einer christlich-konservativen?
Letztere versucht der gestärkte
rechte Flügel um Parteipräsident
Gerhard Pfister zur dominieren-
den Doktrin zu machen. Dagegen
wehrt sich der sozialliberale Flü-
gel. Zu diesem gehört die in der
Sommersession zurückgetretene
Zürcher Nationalrätin Barbara
Schmid-Federer. Sie zeigt sich
überzeugt, dass die CVP bei
den nächsten Wahlen gewinnen
könnte – wenn der sozialliberale
Flügel gestärkt würde.

Die Parteispitzen versuchten,
Flügelkämpfe als Zeichen für
eine offene Parteikultur darzu-
stellen, sagt Georg Lutz, Polito-
loge an der Universität Lausanne.
«Flügelkämpfe sind heute aber
vor allem eines: ein Problem.»
Die Partei wird als zerstritten
wahrgenommen. Eine erfolgrei-
che Partei müsse Themen be-
setzen und sich geschlossen dazu
positionieren.

Kein Juniorpartner der SVP
Die CVP hat sich an dieser The-
mensetzung immer wieder ver-
sucht: mit der Familienpolitik,
mit einer Volksinitiative zu Ge-
sundheitsprämien – und seit Ger-
hard Pfister auch mit wertkon-
servativer Gesellschaftspolitik.
Aber viele dieser Themen wurden
kaum als genuine CVP-Themen
verstanden.

Etwas besser ist die Situation
bei der FDP, der zweiten grossen
Partei zwischen den Polen: «Die
Freisinnigen haben sich als libe-
rale Kraft rechts der Mitte posi-
tioniert und dabei nicht den Feh-
ler begangen, zum Juniorpartner
der SVP gemacht zu werden»,
sagt Lutz. Dies zeigt sich auch
in der Studie des Instituts für
Politikwissenschaft der Univer-
sität Zürich: Die FDP ist in fast al-
len Bereichen die am weitesten

rechts stehende Partei im Zen-
trum, aber immer mit deutlichem
Abstand zur SVP.

Das Gegenstück ist die GLP, die
meist eine Position links der Mit-
te einnimmt. Ausser in Finanz-
themen, Fragen der sozialen Ge-
rechtigkeit oder bei der Bildung:
Hier ist die GLP restriktiver und
lässt sich der bürgerlichen Mitte
zuordnen. Liberal heisst dann oft:
wirtschaftsliberal. Das Beispiel
Altersvorsorge verdeutlicht dies.
Während Mitte-links inklusive
CVP einer Erhöhung der AHV
um 70 Franken zugestimmt hat-
te, war die GLP dagegen. Erst
kurz vor der Schlussabstimmung
schluckte sie zugunsten eines
Kompromisses die «bittere Pil-
le», wie es Fraktionschefin Tiana
Angelina Moser beschrieb.

Es sind solche Kompromisse,
die in Zukunft schwieriger wer-
den dürften, sollte die CVP weiter
geschwächt werden. Sowohl links
wie auch rechts bewegen sich
auf die Mitte zu, wenn sie Erfolg
wittern. Die CVP erhebt etwa
den Anspruch, Erfinderin der
Verknüpfung von AHV-Sanie-
rung und Unternehmenssteuer-
reform zu sein, die die Hürde
im Ständerat genommen hat.
Eine Reform der Altersvorsorge
kommt nicht um die CVP herum.
Noch.

Hannes Weber

PARLAMENT Eine Aus-
wertung der Abstimmungen 
im Nationalrat zeigt: Die 
politische Mitte ist ein 
dynamisches Gebilde. Die 
Parteien zwischen den Polen 
positionieren sich je nach 
Politikbereich unterschiedlich. 
Einzig die FDP steht kon-
sequent rechts der Mitte.

1879 ABSTIMMUNGEN

Die Grundlage der Analyse des 
Instituts für Politikwissenschaft 
der Universität Zürich bilden alle 
1879 Abstimmungen im Natio­
nalrat in der ersten Hälfte der 
laufenden Legislaturperiode, 
die eindeutig einer vorberaten-
den Kommission zugeteilt wer-
den können. Mittels eines sta-
tistischen Modells wurden pro 
Themengebiet die Positionen 
der Nationalräte im Verhältnis 
zueinander berechnet. Dabei 
gibt es eine Bandbreite der 
Unsicherheit, die mitberück­
sichtigt wird. Aus den Werten 
der individuellen Nationalräten 
und Nationalrätinnen werden 
dann die Mittelwerte der Par-
teien berechnet. hwe

SO POSITIONIEREN SICH DIE FRAKTIONEN JE NACH THEMA

Analyse des Abstimmungsverhaltens aller Nationalräte in der ersten Hälte der 50. Legislaturperiode.

–11 entspricht einer ganz linken Position 11 entspricht einer ganz rechten Position

Grüne

Aussenpolitik: 108 Abstimmungen

* z. B. Ausländer- und Asylrecht

Finanzpolitik: 346

Sozial- und Gesundheitspolitik: 174

Sicherheitspolitik: 92

Staatspolitik*: 193

Umweltpolitik und Energie: 115

Verkehr und Telekommunikation: 105

Rechtsfragen: 211

Wirtschat und Steuern: 356

SP GLP BDP CVP FDP SVP Meridian Horizontale Striche: Unsicherheit

Graik: mrue /Quelle: Universität Zürich, Institut für Politikwissenschat
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«Bis vor ein 
paar Jahren gab 
es eine breite 
Allianz, die gegen 
den konservativen 
Isolationismus 
der SVP 
angekämpft hat.»


